
Kapitel 5: Zusammen leben
46. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
11. - 13. Juni 2021

Antragsteller*in: Jonas Graeber (KV Osnabrück-Stadt)

Änderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 343 bis 345:
ihre Rechte wahrnehmen können, stärkt das die Demokratie und macht sie zukunftssicherer.

Darum werden wir uns dafür einsetzen, das Wahlalter für das allgemeine Wahlrecht bei 

Bundestags- und Europawahlen auf 1614 Jahre abzusenken und darüber hinaus ein

Eintragungswahlrecht für Menschen unter 14 Jahren einzuführen und ihnen damit das aktive

Wahlrecht zu geben.

Begründung

Teilhabe ist Grundrecht. Aber nach wie vor wird sehr vielen (vor allem jungen) Menschen in

Deutschland dieses Recht ausgerechnet bei der größten demokratischen Entscheidung alle 4 Jahre

verwehrt. Dieser Ungerechtigkeit mit der Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre zu begegnen ist

nicht ausreichend. Das liegt auch daran, dass die 16-Jahre-Hürde ziemlich willkürlich ist. Eine

Absenkung des Wahlalters für das allgemeine Wahlrecht auf 14 Jahre würde jedoch einhergehen mit

anderen wichtigen Regelungen wie beispielsweise der Strafmündigkeit, die ab 14 Jahren gilt.

Aber auch viele Menschen unter 14 Jahren wollen sich beteiligen und es ist problematisch, ihnen

dieses Recht vorzuenthalten. Gerade Fridays for Future hat auf besondere Weise gezeigt, dass auch

Menschen unter 14 Jahren sich für unsere Gesellschaft und ihre Zukunft einsetzen wollen. Die

Einführung eines Eintragungswahlrechts, das ihnen das aktive Wahlrecht geben würde, würde dies

ermöglichen.

Junge Menschen haben am Längsten mit den Entscheidungen zu leben, die im Bundestag getroffen

werden. Sie sollten zumindest die Möglichkeit haben, darüber mitzuentscheiden, wer diese

Entscheidungen trifft.

weitere Antragsteller*innen

Sebastian Hansen (KV Würzburg-Land); Jan Tjado Stemmermann (KV Berlin-Neukölln); Emilia "Milla"

Fester (KV Hamburg-Eimsbüttel); Georg Berner-Waindok (KV Wilhelmshaven); Elisabeth Özge (KV

Wilhelmshaven); Daniela Ehlers (KV Berlin-Lichtenberg); Annkatrin Esser (KV Berlin-Treptow/

Köpenick); Ulf Berner (KV Wilhelmshaven); Anna Sophie Emmendörffer (KV Potsdam-Mittelmark);

Anne Kämmerer (KV Leipzig); Patrick Haermeyer (KV Mannheim); Marc Kersten (KV Köln);

Christopher Steiner (Hannover RV); Manuel Muja (KV Hamburg-Mitte); André Lohde (KV Hamburg-

Mitte); Simon Fagermann (KV Hamburg-Bergedorf); Valentin Schmidt (KV Hamburg-Wandsbek);

Maximilian Kowol (KV Ostprignitz-Ruppin); Maximilian Bender (KV Main-Kinzig); Achim Jooß (KV

Ortenau); Marcus Lamprecht (KV Viersen); Rosa Domm (KV Hamburg-Wandsbek); Tamara Pruchnow

(KV Bamberg-Stadt); Hannes Rosenitsch (KV Würzburg-Stadt); Jasper Robeck (KV Erfurt); Jim

Martens (KV Hamburg-Eimsbüttel); Thomas Schaefer (KV Erfurt); Bela Mittelstädt (Hannover RV);

Simeon Schroeter (KV Eichsfeld); Justus Heuer (KV Jena); José Antolín Neumann (KV Dresden); Enja
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Knipper (KV Weimar-Stadt); Karoline Jobst (KV Saale-Orla); Susanne Martin (KV Jena); Konstantin

Herzig (KV Stade); David Rüll (KV München); Christoph Sticha (KV Erding); Alper Cugun-Gscheidel

(KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Julius Nebel (KV Hamburg-Mitte); Felix Bergedieck (KV Weimar-

Stadt); Fabio Nicolas Detmer (KV Hamburg-Bergedorf)


	Kapitel 5: Zusammen leben
	Änderungsantrag zu PB.Z-01
	Von Zeile 343 bis 345:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


